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B-VG Art.133 Abs4

VwGVG §13 Abs1

1. AlVG Art. 2 § 24 heute
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1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
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7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
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1. VwGVG § 13 heute

2. VwGVG § 13 gültig ab 01.07.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 109/2021

3. VwGVG § 13 gültig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

4. VwGVG § 13 gültig von 01.01.2017 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2017

5. VwGVG § 13 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2013

6. VwGVG § 13 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.a Elisabeth WUTZL, als Einzelrichterin über den in der

Beschwerdesache des XXXX, gegen den Bescheid des Regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice Wien

Huttengasse vom 28.01.2014 (bestätigt durch Beschwerdevorentscheidung vom XXXX gestellten Antrag auf

Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.a

Elisabeth WUTZL, als Einzelrichterin über den in der Beschwerdesache des römisch 40 , gegen den Bescheid des

Regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice Wien Huttengasse vom 28.01.2014 (bestätigt durch

Beschwerdevorentscheidung vom römisch 40 gestellten Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung

beschlossen:

A)

Der Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung wird zurückgewiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

Text

BEGRÜNDUNG:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid vom 28.01.2014, VersNr. XXXX, der Regionalstelle des Arbeitsmarktservice Wien Huttengasse (AMS)

wurde der Bezug des Arbeitslosengeldes des Beschwerdeführers für den Zeitraum 01.01.2012 bis 29.02.2012

widerrufen und dieser zur Rückzahlung des unberechtigt empfangenen Arbeitslosengeldes in der Höhe von €1. Mit

Bescheid vom 28.01.2014, VersNr. römisch 40 , der Regionalstelle des Arbeitsmarktservice Wien Huttengasse (AMS)

wurde der Bezug des Arbeitslosengeldes des Beschwerdeführers für den Zeitraum 01.01.2012 bis 29.02.2012

widerrufen und dieser zur Rückzahlung des unberechtigt empfangenen Arbeitslosengeldes in der Höhe von €

1.571,53,- verpflichtet.

2. Mit seiner Beschwerde vom 31.01.2014 bekämpfte der Beschwerdeführer diesen Bescheid und beantragte

gleichzeitig die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung. Die belangte Behörde erließ am XXXX eine

Beschwerdevorentscheidung, mit der sie die Beschwerde abwies. In der Begründung ist folgender Hinweis enthalten:

"Mit dieser Sachentscheidung erübrigt sich eine Entscheidung über einen Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden

Wirkung."2. Mit seiner Beschwerde vom 31.01.2014 bekämpfte der Beschwerdeführer diesen Bescheid und beantragte

gleichzeitig die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung. Die belangte Behörde erließ am römisch 40 eine

Beschwerdevorentscheidung, mit der sie die Beschwerde abwies. In der Begründung ist folgender Hinweis enthalten:

"Mit dieser Sachentscheidung erübrigt sich eine Entscheidung über einen Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden

Wirkung."

3. Nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung beantragte der Beschwerdeführer die Vorlage seiner Beschwerde

an das Bundesverwaltungsgericht, wiederum verbunden mit einem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden

Wirkung. Die belangte Behörde legte die Beschwerde am 06.03.2014 vor.

4. Mit Beschluss vom 13.05.2014 beantragte das Bundesverwaltungsgericht beim Verfassungsgerichtshof die

Aufhebung des § 56 Abs. 3 AlVG, BGBl. 609/1977, idF BGBl. I Nr. 71/2013, wegen Verfassungswidrigkeit.4. Mit Beschluss

vom 13.05.2014 beantragte das Bundesverwaltungsgericht beim Verfassungsgerichtshof die Aufhebung des Paragraph

56, Absatz 3, AlVG, Bundesgesetzblatt 609 aus 1977,, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 71 aus 2013,,

wegen Verfassungswidrigkeit.

5. Mit Erkenntnis vom 02.12.2014, G 74/2014-10, G 78/2014-10, der Gerichtsabteilung W229 des

Bundesverwaltungsgerichts am 09.01.2015 zugegangen, hob der Verfassungsgerichtshof § 56 Abs. 3 AlVG als

verfassungswidrig auf und sprach gestützt auf Art. 140 Abs. 7 B-VG aus, dass die aufgehobene Bestimmung nicht mehr

anzuwenden ist.5. Mit Erkenntnis vom 02.12.2014, G 74/2014-10, G 78/2014-10, der Gerichtsabteilung W229 des
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Bundesverwaltungsgerichts am 09.01.2015 zugegangen, hob der Verfassungsgerichtshof Paragraph 56, Absatz 3, AlVG

als verfassungswidrig auf und sprach gestützt auf Artikel 140, Absatz 7, B-VG aus, dass die aufgehobene Bestimmung

nicht mehr anzuwenden ist.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der dargestellte Verfahrensgang wird zum festgestellten Sachverhalt erhoben.

2. Beweiswürdigung:

Der festgestellte Verfahrensgang ist aktenkundig und nicht strittig.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder

Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gemäß § 9 Abs. 1 BVwGG leitet und führt der

Vorsitzende eines Senats das Verfahren bis zur Verhandlung. Die dabei erforderlichen Beschlüsse bedürfen keines

Senatsbeschlusses. Nach den Erläuterungen zur Regierungsvorlage (RV 2008 BlgNR 24. GP, S. 4) bedeutet dies, dass der

Senatsvorsitzende "insbesondere die Entscheidung über den Antrag auf aufschiebende Wirkung, gegebenenfalls über

den Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung und über die Gewährung eines Verfahrenshilfeverteidigers"

ohne Senatsbeschluss erlassen darf. Die Entscheidung über den Antrag des Beschwerdeführers auf Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung unterliegt somit der Einzelrichterzuständigkeit.3.1. Gemäß Paragraph 6, BVwGG entscheidet

das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung

durch Senate vorgesehen ist. Gemäß Paragraph 9, Absatz eins, BVwGG leitet und führt der Vorsitzende eines Senats

das Verfahren bis zur Verhandlung. Die dabei erforderlichen Beschlüsse bedürfen keines Senatsbeschlusses. Nach den

Erläuterungen zur Regierungsvorlage Regierungsvorlage 2008 BlgNR 24. GP, S. 4) bedeutet dies, dass der

Senatsvorsitzende "insbesondere die Entscheidung über den Antrag auf aufschiebende Wirkung, gegebenenfalls über

den Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung und über die Gewährung eines Verfahrenshilfeverteidigers"

ohne Senatsbeschluss erlassen darf. Die Entscheidung über den Antrag des Beschwerdeführers auf Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung unterliegt somit der Einzelrichterzuständigkeit.

3.2. Gemäß § 62 Abs. 3 VfGG darf ein Gericht (Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. a B-VG), wenn es einen Antrag auf Aufhebung eines

Gesetzes oder von bestimmten Stellen eines solchen gestellt hat, in dem bei ihm anhängigen Verfahren bis zur

Verkündung bzw. Zustellung des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes nur solche Handlungen vornehmen oder

Anordnungen und Entscheidungen treIen, die durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nicht beeinJusst

werden können oder die die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.3.2. Gemäß Paragraph 62,

Absatz 3, VfGG darf ein Gericht (Artikel 140, Absatz eins, ZiIer eins, Litera a, B-VG), wenn es einen Antrag auf

Aufhebung eines Gesetzes oder von bestimmten Stellen eines solchen gestellt hat, in dem bei ihm anhängigen

Verfahren bis zur Verkündung bzw. Zustellung des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes nur solche Handlungen

vornehmen oder Anordnungen und Entscheidungen treIen, die durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes

nicht beeinflusst werden können oder die die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

3.3. Gemäß § 34 Abs. 1 VwGVG ist das Verwaltungsgericht verpJichtet, über verfahrenseinleitende Anträge von

Parteien und Beschwerden ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach deren Einlangen zu

entscheiden; die Frist wird in Fällen der Bescheidbeschwerde nach Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG ab dem Zeitpunkt der

Beschwerdevorlage berechnet. Gemäß § 34 Abs. 2 Z 2 leg.cit., wird die Zeit eines Verfahrens vor dem

Verfassungsgerichtshof in diese Frist nicht einberechnet.3.3. Gemäß Paragraph 34, Absatz eins, VwGVG ist das

Verwaltungsgericht verpJichtet, über verfahrenseinleitende Anträge von Parteien und Beschwerden ohne unnötigen

Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach deren Einlangen zu entscheiden; die Frist wird in Fällen der

Bescheidbeschwerde nach Artikel 130, Absatz eins, ZiIer eins, B-VG ab dem Zeitpunkt der Beschwerdevorlage

berechnet. Gemäß Paragraph 34, Absatz 2, ZiIer 2, leg.cit., wird die Zeit eines Verfahrens vor dem

Verfassungsgerichtshof in diese Frist nicht einberechnet.

Zu A)

3.4. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des BundesLnanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBl. I

33/2013 idF BGBl. I 122/2013, geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende
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Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.3.4.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des BundesLnanzgerichtes ist durch das VwGVG,

Bundesgesetzblatt Teil eins, 33 aus 2013, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 122 aus 2013,, geregelt

(Paragraph eins, leg.cit.). Gemäß Paragraph 58, Absatz 2, VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum

Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

3.5. Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die

Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemäß § 31 Abs. 1 VwGVG erfolgen die

Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fällen ist.3.5. Gemäß Paragraph 28,

Absatz eins, VwGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde

nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemäß Paragraph 31, Absatz eins, VwGVG erfolgen die

Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fällen ist.

3.6. § 56 Abs. 3 AlVG, BGBl. 609/1977, idF BGBl. I 71/2013, hatte bis zu seiner Aufhebung durch den

Verfassungsgerichtshof folgenden Wortlaut:3.6. Paragraph 56, Absatz 3, AlVG, Bundesgesetzblatt 609 aus 1977,, in der

Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 71 aus 2013,, hatte bis zu seiner Aufhebung durch den Verfassungsgerichtshof

folgenden Wortlaut:

"(3) Beschwerden gegen Bescheide einer Geschäftsstelle und Vorlageanträge haben keine aufschiebende Wirkung. Im

Rahmen einer Beschwerdevorentscheidung kann die aufschiebende Wirkung zuerkannt werden, wenn

1. der Antrag auf aufschiebende Wirkung der Beschwerde innerhalb der Beschwerdefrist gestellt wird,

2. die Beschwerde nicht von vornherein aussichtlos erscheint und

3. keine begründeten Zweifel an der Einbringlichkeit allfälliger Rückforderungen bestehen."

3.7. Durch die Aufhebung des § 56 Abs. 3 AlVG wurde die für den Bereich des AlVG bestehende Sonderregelung über

die aufschiebende Wirkung im Beschwerdeverfahren beseitigt. Als in Folge dieser Aufhebung verbliebene - bereinigte -

Rechtslage gelten die Bestimmungen des VwGVG, ohne dass das AlVG für die Frage der aufschiebenden Wirkung noch

Besonderes vorsehen würde. Für die Parteien des Verfahrens über den Anlassfall gilt, dass die aufgehobene

Bestimmung bereits ab dem Zeitpunkt der Zustellung des aufhebenden Erkenntnisses nicht mehr anzuwenden ist. Das

vorliegende Verfahren ist ein Verfahren über den Anlassfall, weil das Bundesverwaltungsgericht aus Anlass dieses

Verfahrens den Antrag gestellt hat, der zur Aufhebung der angefochtenen Bestimmung durch den

Verfassungsgerichtshof geführt hat.3.7. Durch die Aufhebung des Paragraph 56, Absatz 3, AlVG wurde die für den

Bereich des AlVG bestehende Sonderregelung über die aufschiebende Wirkung im Beschwerdeverfahren beseitigt. Als

in Folge dieser Aufhebung verbliebene - bereinigte - Rechtslage gelten die Bestimmungen des VwGVG, ohne dass das

AlVG für die Frage der aufschiebenden Wirkung noch Besonderes vorsehen würde. Für die Parteien des Verfahrens

über den Anlassfall gilt, dass die aufgehobene Bestimmung bereits ab dem Zeitpunkt der Zustellung des aufhebenden

Erkenntnisses nicht mehr anzuwenden ist. Das vorliegende Verfahren ist ein Verfahren über den Anlassfall, weil das

Bundesverwaltungsgericht aus Anlass dieses Verfahrens den Antrag gestellt hat, der zur Aufhebung der angefochtenen

Bestimmung durch den Verfassungsgerichtshof geführt hat.

3.8. Das (infolge der Gesetzesaufhebung für die Behandlung des Antrags des Beschwerdeführers auf aufschiebende

Wirkung nunmehr allein maßgebliche) VwGVG sieht vor, dass eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde

gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG aufschiebende Wirkung hat (§ 13 Abs. 1 VwGVG), solange diese Wirkung nicht mit

Bescheid (§ 13 Abs. 2 VwGVG) oder mit Beschluss (§ 22 Abs. 2 VwGVG) aberkannt bzw. ausgeschlossen worden ist.3.8.

Das (infolge der Gesetzesaufhebung für die Behandlung des Antrags des Beschwerdeführers auf aufschiebende

Wirkung nunmehr allein maßgebliche) VwGVG sieht vor, dass eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde

gemäß Artikel 130, Absatz eins, ZiIer eins, B-VG aufschiebende Wirkung hat (Paragraph 13, Absatz eins, VwGVG),

solange diese Wirkung nicht mit Bescheid (Paragraph 13, Absatz 2, VwGVG) oder mit Beschluss (Paragraph 22, Absatz 2,

VwGVG) aberkannt bzw. ausgeschlossen worden ist.

Seit dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der verfassungsgerichtlichen Aufhebung für das Verfahren des

Beschwerdeführers kommt der Beschwerde somit kraft Gesetzes aufschiebende Wirkung zu.

3.9. Ein Antragsrecht des Beschwerdeführers auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung sieht das VwGVG in

diesem Zusammenhang nur vor, wenn zuvor eine bescheidmäßige oder beschlussmäßige Aberkennung der
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aufschiebenden Wirkung stattgefunden hat (§ 13 Abs. 4 und § 22 Abs. 3 VwGVG). Für den hier gegebenen Fall des

Fehlens eines die - kraft Gesetzes bestehende - aufschiebende Wirkung aberkennenden (ausschließenden) Bescheides

oder Beschlusses sieht das VwGVG kein Recht auf einen Antrag zur Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung vor. Die

Annahme eines solchen Antragsrechts wäre auch nicht geboten, besitzt doch die Beschwerde in diesem Fall schon

kraft Gesetzes aufschiebende Wirkung.3.9. Ein Antragsrecht des Beschwerdeführers auf Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung sieht das VwGVG in diesem Zusammenhang nur vor, wenn zuvor eine bescheidmäßige oder

beschlussmäßige Aberkennung der aufschiebenden Wirkung stattgefunden hat (Paragraph 13, Absatz 4 und Paragraph

22, Absatz 3, VwGVG). Für den hier gegebenen Fall des Fehlens eines die - kraft Gesetzes bestehende - aufschiebende

Wirkung aberkennenden (ausschließenden) Bescheides oder Beschlusses sieht das VwGVG kein Recht auf einen Antrag

zur Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung vor. Die Annahme eines solchen Antragsrechts wäre auch nicht

geboten, besitzt doch die Beschwerde in diesem Fall schon kraft Gesetzes aufschiebende Wirkung.

3.10. In Ermangelung eines Antragsrechts auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung - der Beschwerde kommt

ohnehin kraft Gesetzes diese Wirkung zu - ist der Antrag des Beschwerdeführers auf Grundlage der (nach Aufhebung

des § 56 Abs. 3 AlVG) bereinigten Rechtslage als unzulässig zurückzuweisen.3.10. In Ermangelung eines Antragsrechts

auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung - der Beschwerde kommt ohnehin kraft Gesetzes diese Wirkung zu - ist

der Antrag des Beschwerdeführers auf Grundlage der (nach Aufhebung des Paragraph 56, Absatz 3, AlVG) bereinigten

Rechtslage als unzulässig zurückzuweisen.

Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer

Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Die Rechtslage, wonach im Fall der kraft Gesetzes

bestehenden aufschiebenden Wirkung dem Beschwerdeführer kein Antragsrecht auf Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung zukommt, ist eindeutig. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche

Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die

Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Die

Rechtslage, wonach im Fall der kraft Gesetzes bestehenden aufschiebenden Wirkung dem Beschwerdeführer kein

Antragsrecht auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zukommt, ist eindeutig. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.

Schlagworte

aufschiebende Wirkung, VfGH, Zurückweisung

European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2015:W229.2003126.1.00

Zuletzt aktualisiert am

13.02.2015

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

 2026 JUSLINE

JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at

https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/22
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/25a
https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Beschluss 2015/1/14 W229 2003126-1
	JUSLINE Entscheidung


